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für den Begriff der Körperschaft i.S.v. Art. 59 Abs. 3 
ZGB («Alimendgenossenschaften und ähnliche Kör-
perschaften» des kantonalen Privatrechts) zentrale 
Frage beantwortet: Unter diese Bestimmung (und un-
ter Art. 66 EG ZGBIVS) fällt eine Sennereigenossen- 
schaft, die nicht auf Grundeigentum beruht (wie dies 
etwa bei einer Alpgenossenschaft der Fall wäre), 
sondern die bestmögliche Verwertung der Milch be-
zweckt, nicht. 

In einem im Anschluss an BGE 115 II 415 ff. (Ab-
sorptionsfusion bei Stiftungen) mit E. 6-8 in SZS 1990 
S. 193 ff. (Verantwortlichkeit der Stiftungsräte gegen-
über einer Personalvorsorgestiftung) ergangenen Ur-
teil hat das Zürcher Obergericht im (in ZR 95/1996 
Nr. 32) publizierten Teil zur Frage der Verjährung (an-
wendbar ist Art. 127 OR, nicht - analog - Art. 760 OR) 
und zum Mass der Sorgfaltspflicht (anwendbar ist 
Art. 398 Abs. 1 OR i.V. m. Art. 65 BVG sowie Art. 52 
BVG) im Zusammenhang mit entsprechenden Ver-
antwortlichkeitsansprüchen Stellung genommen. 

Gemäss einem in SZS 1996 S.45 ff. publizierten 
Urteil des Versicherungsgerichtes des Kantons Zürich 
hat eine Personalfürsorgestiftung - gestützt auf 
Art. 89bis Abs. 2 ZGB (Auskunftspflicht) - dem Ver- 
sicherten auch ältere Stiftungsreglemente auszuhän-
digen, die für ihn im Zusammenhang mit seiner vor-
zeitigen Pensionierung von Bedeutung sein können. 

3. Gerichtshof der EG 

Anhangsweise sei noch auf das Urteil des Gerichts-
hofes der EG vom 15. Dezember 1995 i. S. Bosman 
(Zusammenfassung in AJP 6/96 S. 734/735 und in Die 
Praxis 1996 S. 656 ff. Nr. 18, mit Anm.) hingewiesen, 
das auch Auswirkungen auf schweizerische Sportver-
eine bzw. deren Statuten und Reglemente haben wird 
(vgl. denn auch SpuRt 3/96, Beilage CH 3/96); es be-
trifft die Unzulässigkeit (wegen Verstosses gegen 
Art. 48 EGV betr. Freizügigkeit der Arbeitnehmer)  

von Transfersummen und Nationalitätsanforderun-
gen im Berufssport. 

III. Literatur 

Mein Buch «Personenrecht des ZGB. Studienbuch 
und Bundesgerichtspraxis» (Bern 1995) hat den vor-
liegend in Frage stehenden Bereich (Art. 52_89bis 
ZGB) ebenfalls zum Gegenstand. 

Die 1996 erschienene 10. Auflage des Buches «Wie 
gründe und leite ich einen Verein?» (Zürich) steht 
nicht mehr unter der Autorschaft von Lampert/Wid-
mer/Scherrer sondern von Urs Scherrer allein. Dieser 
zeichnet im übrigen auch für die «Beilage Schweiz» 
(bzw. Beilage «CH») von «SpuRt. Zeitschrift für Sport 
und Recht», München/Bern (die Beilage erscheint ab 
SpuRt 2/96), verantwortlich, welche sich mit aktuellen 
sportrechtlichen - und daher auch mit entsprechenden 
vereinsrechtlichen - Fragen befasst. 

Der diesjährige schweizerische Juristen- (und An-
walts-)Tag befasste sich u. a. ebenfalls mit sportrecht-
lichen Fragen, wobei die beiden diesbezüglichen Re-
ferate (Stephan Netzle: Der Sportler - Subjekt oder 
Objekt? Überlegungen zur Verwendung des Sports 
in der Werbung, ZSR 115/1996 II S. 1ff.; Margareta 
Baddeley: Le sportif, sujet ou objet? La protection de 
la personnalit6 du sportif, ZSR 115/1996 II S. 135 ff.) 
auch entsprechende vereinsrechtliche Aspekte be-
leuchten. 

Praktische Anleitungen, namentlich im Zusam-
menhang mit der Gründung von Stiftungen, beinhal-
ten die Broschüren von Alvar Spring: Der Inhalt einer 
Stiftungsurkunde, Basel/Frankfurt a. M. 1995 (Stiftun-
gen 4, Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft für ge-
meinnützige Stiftungen AGES), und von Jean-Louis 
Burckhardt: Leitfaden für Stiftungen und die Funktion 
der Bank bei deren Errichtung und Verwaltung, Bern 
1996. 
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Entwicklungen im Gesellschaftsrecht (Handelsgesellschaften und Genossenschaften) 
und im Wertpapierrecht 

Le point sur le droit des socits (soci&s commerciales et socits coopratives) 
et des papiers-valeurs 

Prof Dr. Peter Forstmoser (Zürich) und lic. iur. Catrina Luchsinger Gähwiler (Zürich) 

Die Diskussion über gesellschaftsrechtliche Fragen Judikatur weiterhin lebhaft, und auch in der Recht-
war in den letzten zwölf Monaten in Literatur und Setzung blieb und bleibt vieles in Bewegung. 
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II 

A. Rechtsprechung 

1. Aktienrecht 

1. Grundkapital und Grundkapitalschutz 

a) Bestimmung des Eigen- und des Fremdkapitals einer 
Immobilien-AG 

Bei Immobilien-Aktiengesellschaften gehören nicht 
gesicherte Forderungen des Mehrheitsaktionärs - in 
casu eines Anlagefonds - zum Fremdkapital und nicht 
zum Eigenkapital. Diese Qualifikation steht im Ein-
klang mit OR 663a und ist unabhängig von der dem 
Aktionär aus seiner Forderung gewährten Vergütung. 
(BGE 1211319 ff.). 

b) Verfahren bei Kapitalherabsetzung und gleichzei-
tiger Wiedererhöhung auf den bisherigen Betrag 

Im Rahmen einer Sanierung kann der Nennwert 
von Aktien unter den gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestbetrag von Fr. 10.— herabgesetzt werden. Die 
Abschreibung kann entweder durch Vernichtung von 
Aktien oder durch Herabsetzung ihres Nennwerts auf 
Null erfolgen. 

Der Kapitalerhöhungsbeschluss muss den in OR 
650 II vorgesehenen Inhalt aufweisen. Doch sind die 
nach OR 650 II Ziff. 2. geforderten Angaben dann 
nicht nötig, wenn die Aktienstruktur durch die zur 
Kapitalerhöhung neu geschaffenen Aktien nicht ver-
ändert wird, weil diese Aktien in ihrer Art und im 
Nennwert den bisherigen - im Zuge der Kapitalherab-
setzung vernichteten - entsprechen. 

Werden Aktien auf Null abgeschrieben, entsteht 
eine neue, statutarisch zu regelnde Aktienart im Sinne 
von OR 650 II. (BGE 121 III 420 ff.; zu weiteren 
Aspekten des Falles vgl. Ziff. 2. b nachfolgend). 

2. Rechte und Pflichten der Aktionäre; Informations- 
recht von Gläubigern 

a) Kapitalherabsetzung im Rahmen eines Nachlassver-
trages 

Das Kapitalherabsetzungsverfahren von OR 732 ff. 
braucht nicht beachtet zu - werden, wenn das Kapital 
durch Nachlassvertrag mit Vermögensabtretung her-
abgesetzt wird. Anderes gilt beim Dividendenver-
gleich, da die Genehmigung des Nachlassvertrages 
durch die Nachlassbehörde die Rechte der Aktionäre 
nicht einschränkt. Daher hat die Generalversamm-
lung über eine allfällige Herabsetzung zu befinden und 
eine entsprechende Statutenänderung zu beschlies-
sen. (SJ 118 [1996] 240). 

b) Sanierung der Gesellschaft durch Abschreibung des 
Aktienkapitals mit anschliessender Wiedererhöhung 
auf den früheren Betrag 

Das Bundesgericht hält fest, dass auch nach der 
Aktienrechtsreform Generalversaminlungsbeschlusse 
die unentziehbaren Aktionärsrechte (bisher als wohl-
erworbene Rechte bezeichnet) beachten müssen. 
Dazu gehören weiterhin die Mitgliedschaft und das 
Recht auf mindestens eine Stimme. Die Aktionärs-
stellung bleibt daher auch nach der Vernichtung der 
Aktien bzw. deren Herabsetzung auf Null bestehen. 
Sie beruht dann nicht auf einer Kapitalbeteiligung, 
sondern ist unmittelbar gesetzlich begründet. Ebenso 
bleibt das Recht auf mindestens eine Stimme enthal-
ten. (BGE 121111420 ff., vgl. auch vorn Ziff. 1. b). 

c) Recht auf Sonderprüfung 

In einem weiteren Entscheid in Sachen BK Vision 
AG gegen Schweiz. Bankgesellschaft (SBG) vom 
16. Juli 1996 (noch nicht publiziert) wies das Ober-
gericht des Kantons Zürich einen Antrag auf Sonder-
prüfung ab mit der Begründung, es sei nicht glaubhaft 
gemacht, dass bei der Vorbereitung oder Durchfüh-
rung der Generalversammlung Gesetz oder Statuten 
verletzt worden seien. (Rechtskräftig). 

d) Ausübung des Stimmrechts an Aktien, die von der 
Gesellschaft auf Termin erworben worden sind 

Im selben Entscheid vertrat das Zürcher Oberge-
richt die Auffassung, der Veräusserer von Aktien, die 
von der SBG auf einen nach der Generalversammlung 
liegenden Termin gekauft worden waren, habe in der 
Generalversammlung der SBG das Stimmrecht aus-
üben dürfen; es komme also OR 659a 1 nicht zur 
Anwendung. (Anders entschied das Zürcher Handels-
gericht in einem Entscheid im summarischen Verfah-
ren vom 6. Februar 1995, vgl. SJZ 91 [1995] 196 ff., 
200 f.). Das Recht des Veräusserers zur Stimmrechts-
ausübung ist inzwischen vom Handelsgericht des Kan-
tons Zürich in zwei Urteilen vom 2. September 1996, 
welche beide die Anfechtung von Beschlüssen in der 
Generalversammlung der SBG vom 22. November 
1994 zum Gegenstand hatten, bestätigt worden. Beide 
Entscheide werden weitergezogen werden. 

3. Organe und Organisation 

a) Eintragung von Kombinationsvorschriften für Kol-
lektivvertreter im Handelsregister 

Eine AG verlangte die Eintragung von zwei Ver-
waltungsratsmitgliedern mit Kollektivunterschrift zu 
zweien, verbunden mit der Einschränkung, dass die 
beiden nicht miteinander zeichnen dürften. Das Bun-
desgericht lehnte eine Beschwerde des EJPD gegen 
die Eintragung ab, da sie gegen keine zwingende Be-
stimmung des Aktienrechts verstosse. (BGE 121 II 
368 ff.). 
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b) Richterliche Ernennung einer Revisionsstelle; Auf-
lösung einer nicht gesetzmässig organisierten AG 

Falls eine AG keine Revisionsstelle bestellt hat, 
kann eine solche durch den Richter ernannt werden 
(OR 727f). Die richterliche Ernennung kann in der 
Praxis daran scheitern, dass die betroffene Gesell-
schaft keinen Kostenvorschuss leistet. 

Dieser Fall sei vom Gesetzgeber nicht vorgesehen 
worden, weshalb eine echte Lücke vorliege, die in 
richterlicher Rechtsfindung zu schliessen sei: Nach 
Ablauf einer Frist zur (Wieder-)Herstellung des ge-
setzmässigen Zustandes sei die säumige AG nach ak-
tienrechtlichen Grundsätzen gerichtlich aufzulösen. 
Eine Konkurseröffnung wegen Fehlens der Revisions-
stelle sei dagegen nicht zulässig. (ZR 95 [1996] Nr. 41). 

4. Aktienrechtliche Verantwortlichkeit 

a) Mittelbarer und unmittelbarer Schaden 

Das Bundesgericht hat sich einmal mehr mit der 
Abgrenzung von mittelbarem und unmittelbarem 
Schaden im aktienrechtlichen Verantwortlichkeits-
recht befasst. Nach bisheriger Lehre und Praxis ist 
massgeblich die Zuordnung des direkt entstehenden 
Schadens zum Vermögen der Gesellschaft bzw. des 
klagenden Gläubigers oder Aktionärs: Als unmittel-
bar wird die Schädigung eines Gläubigers oder Aktio-
närs dann betrachtet, wenn sie unabhängig von einer 
Schädigung der Gesellschaft eintritt, als mittelbar da-
gegen, wenn sich der Schaden von Gläubigern oder 
Aktionären lediglich aus einer bei der Gesellschaft 
eingetretenen Vermögenseinbusse ableitet. 

Nach der neuesten Auffassung des Bundesgerichts 
ist dagegen darauf abzustellen, ob eine Pflicht gegen-
über dem Gläubiger (Aktionärsklagen waren nicht zu 
beurteilen) oder gegenüber der Gesellschaft verletzt 
wurde. Im ersten Fall liege unmittelbarer Gläubiger-
schaden vor, im zweiten mittelbarer. (BGE 122 III 
176ff.). 

Das Bundesgericht bestätigt im selben Entscheid 
auch die in BGE 117 II 432ff. begründete (in der 
Lehre stark kritisierte) Rechtsprechung, wonach der 
Anspruch aus dem Recht der Gesellschaft mit der 
Konkurseröffnung abgelöst wird durch einen betrags-
mässig deckungsgleichen Anspruch der Gläubiger-
gesamtheit, wobei die beiden Ansprüche hinsicht-
lich der Anspruchsvoraussetzungen übereinstimmen, 
nicht aber hinsichtlich der Einreden. 

b) Differenzierte Solidarität; Übergangsrecht 

In einem Urteil vom 11. Juni 1996 hat das Bundes-
gericht die nun in OR 759 II verankerte differenzierte 
Solidarität (Berücksichtigung des leichten Verschul-
dens im Aussenverhältnis auch dann, wenn mehrere 

Personen haftbar sind) ausdrücklich auch für altrecht-
liche Verhältnisse als anwendbar erklärt. 

5. Übernahmen 

Übernahme einer Kommanditgesellschaft durch eine 
neu gegründete Aktiengesellschaft 

Übernimmt eine neu gegründete AG Aktiven und 
Passiven einer Kommanditgesellschaft, so haftet sie 
gemäss OR 18111 solidarisch mit dieser während zwei 
Jahren. (BGE 121 III 324ff., vgl. auch nachstehend 
Ziff. II. c). 

U. Übriges Gesellschaftsrecht 

a) Auflösung einer einfachen Gesellschaft 

Es gilt der Grundsatz der Einheitlichkeit der Liqui-
dation. Die Liquidation kann nicht auf einzelne 
Rechtsverhältnisse beschränkt werden. Aus diesem 
Grund kann ein ausscheidender Gesellschafter nicht 
isoliert die Rückerstattung seiner Einlage verlangen. 
Vielmehr muss zwingend die einfache Gesellschaft in 
ihrer Gesamtheit liquidiert werden. (SJ 117 [1995] 
574 f.). 

b) Beitrag und Einlage der Gesellschafter bei der Kol-
lektivgesellschaft; Rückerstattung beim Ausscheiden 

Das Recht der Kollektivgesellschaft (OR 557) ver-
weist diesbezüglich auf die Normen der einfachen Ge-
sellschaft. Inder Literatur wird generell angenommen, 
dass alle Gesellschafter - vorbehältlich anders lauten-
der Abrede - eine Beitragspflicht treffe. Der Beitrag 
kann in beliebiger Form erbracht werden, sofern er 
dem Gesellschaftszweck dient. Bereits die Tatsache, 
dass jemand Gesellschafter wird und dadurch persön-
lich und solidarisch haftet, kann einen Beitrag darstel-
len, wenn dadurch die Aufnahme eines Kredits er-
möglicht wird. 

Wo einer Gesellschaft Gegenstände nur zum Ge-
brauch überlassen werden, kann beim Ausscheiden 
Naturairestitution verlangt werden. Ansonsten er-
wirbt der Gesellschafter nur eine Geldforderung in 
Höhe des Gegenwertes der Einlage. (BGE vom 
13. Juni 1995, publiziert in SJ 117 [1995] 724 f.). 

c) Übernahme einer Kommanditgesellschaft durch eine 
neu gegründete Aktiengesellschaft; Wiedereintragung 
einer gelöschten Gesellschaft 

Übernimmt eine neu gegründete AG Aktiven und 
Passiven einer Kommanditgesellschaft, so haftet der 
Kommanditär solidarisch mit der AG für die Schulden 
der aufgelösten Kommanditgesellschaft, wobei seine 
Haftung auf den Betrag der Kommanditsumme be-
schränkt ist. Daraus ergibt sich, dass ein Gläubiger der 

ir. 

t 
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im Handelsregister gelöschten Kommanditgesell-
schaft kein Interesse an ihrer Wiedereintragung gel-
tend machen kann. (BGE 121111324 ff.). 

M. Wertpapierrecht 

a) Bedeutung der Kreuzungsvorschriften beim Check 

Der Zweck der Kreuzung eines Checks besteht 
darin, das Risiko der Zahlung an einen Nichtberech-
tigten zu vermindern. Die Einreicherbank verstösst 
gegen OR 1124 III, wenn sie den gekreuzten Check 
eines Nichtkunden honoriert. Sie verstösst gegen diese 
Norm auch, wenn sie bezahlt, obwohl der Kunde erst 
unmittelbar vor der Checkeinlösung ein Konto eröff-
net hat und seine Einlage (Fr. 150.—) in keinem Ver-
hältnis zur Checksumme (Fr. 87000.—) steht. Der 
Zweck der Kreuzungsvorschriften wird nicht erreicht, 
wenn ein rein formales Kriterium - die Eröffnung 
eines Kontos bei der Einreicherbank - in jedem Fall 
genügen soll. 

Das Fehlverhalten der Einreicherbank kann der 
bezogenen haftungsrechtlich nicht zugerechnet wer-
den: Nach OR 1124 V werden die einzelnen Verlet-
zungshandlungen jener Bank zugerechnet, die sie be-
gangen hat. Eine Solidarhaft der bezogenen und der 
Einreicherbank besteht nicht (BGE 122 III 26 ff.). 

b) Abhanden gekommener Check 

Die Bank hat grundsätzlich nur zu prüfen, ob sich 
der Einreicher eines Checks durch eine ununter-
brochene Reihe von Indossamenten als rechtmässiger 
Inhaber ausweisen kann. Sie hat jedoch dann weitere 
Auskünfte einzuholen, wenn sie auf Grund der Um-
stände an der Legitimation des Einreichers zweifeln 
muss. Solche Zweifel müssen aufkommen, wenn ein 
Angestellter Checks, die von Kunden zugunsten sei-
nes Arbeitgebers ausgestellt wurden, auf ein Konto 
bezahlen lässt, das offensichtlich privaten Zwecken 
dient. (BGE vom 16. März 1995, in SJ 117 [1995] 662). 

LV Gesellschaftsrechtlich relevante Entscheide 
aus anderen Rechtsgebieten 

1. Strafrecht 

a) Verhältnis von allgemeinem Strafrecht und Fiskal-
strafrecht; Urkundenfälschung 

Das Bundesgericht hat seine seit BGE 108 IV 27 
bestehende Praxis betreffend Abgrenzung zwischen 
gemeinem Strafrecht und Fiskalstrafrecht bestätigt: 
Wer mit einem Urkundenfälschungsdelikt ausschliess-
lich Steuervorschriften umgehen will und eine - objek-
tiv mögliche - Verwendung des Dokuments im nicht- 

fiskalischen Bereich auch nicht in Kauf nimmt, ist nur 
nach Steuerstrafrecht zu beurteilen. Ist dagegen 
nachgewiesen, dass der Täter mit seiner Fälschung 
oder Falschbeurkundung nicht nur einen steuerlichen 
Vorteil anstrebte, sondern auch eine Verwendung des 
Dokuments im nicht-fiskalischen Bereich beabsich-
tigte oder zumindest in Kauf nahm, so liegt Konkur-
renz zwischen Steuerdelikt und Urkundenfälschung 
nach StGB vor. 

Die Handelsbilanz einer AG hat stets die Funktion, 
nicht nur im Verhältnis zu den Steuerbehörden, son-
dern auch und vor allem gegenüber Dritten als Aus-
weis über die finanzielle Situation der Gesellschaft zu 
dienen. Wer eine inhaltlich unrichtige Handelsbilanz 
einer AG erstellt, nimmt deren Verwendung im nicht-
fiskalischen Bereich daher regelmässig in Kauf. Dies 
genügt für die Anwendung von StGB 251. (BGE 122 
IV25ff.). 

b) Strafprozessuales Zeugnis- und Editionsverweige-
Tun gsrecht von Revisoren 

StGB 321 Ziff. 1 sieht ein Berufsgeheimnis für die 
Angehörigen bestimmter Berufe vor. Dazu gehören 
auch die nach OR zur Verschwiegenheit verpflichteten 
Revisoren. Es sind dies insbesondere die aktienrecht-
lichen Revisoren, nicht aber die bankengesetzlichen 
(für die BankG 47 massgebend ist) oder Prüfer, die auf 
Grund eines Schuldvertrages tätig sind. 

Die Kantone können in ihrer Prozessgesetzgebung 
Zeugnis- und Editionspflichten als Ausnahmen vom 
Berufsgeheimnis statuieren. Dabei sind sie grundsätz-
lich frei. Aus dem Bundesstrafrecht lässt sich nament-
lich kein strafprozessuales Zeugnis- und Editionsver-
weigerungsrecht von Revisoren ableiten. (BGE vom 
31. Januar 1996, in SZW 68 [1996] 134ff.). 

2. Schuldbetreibungs- und Konkursrecht 

a) Konkurseinstellung mangels Aktiven: Auswirkung 
auf hängige Prozesse 

Wird der Konkurs über eine juristische Person man-
gels Aktiven definitiv eingestellt, diese jedoch wegen 
einer Spezialliquidation noch nicht im Handelsregister 
gelöscht, ist entgegen ZR 77 (1978) Nr. 125 S. 313 der 
Prozess nicht als gegenstandslos geworden abzu-
schreiben. Vielmehr muss er nach der definitiven Ein-
stellung des Konkurses mangels Aktiven normal fort-
geführt werden. Die juristische Person kann, solange 
sie im Handelsregister eingetragen ist, auch noch be-
trieben werden. (ZR 95 [1996] Nr. 29 S.93 ff.). 

b) Zustellung des Zahlungsbefehls an eine AG 

Eine AG, die am Ort ihres statutarischen Sitzes 
kein Geschäftsbüro hat, muss im Handelsregister ein-
tragen lassen, bei wem sich an diesem Ort das Domizil 
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befindet. Liegt dieses Domizil seinerseits bei einer 
AG, ist die Zustellung des Zahlungsbefehls an ein 
Mitglied der Verwaltung der Domizilhalterin gesetzes-
konform. (Pra. 85 [1996] Nr.55 S. 144ff.). 

3. Personalvorsorge 

Bedeutung des Handeisregistereintrages bei Personen-
gesellschaften für die AFJV-Beitragspflicht von Teil-
habern 

Lässt die Eintragung im Handelsregister klar auf 
die Verfolgung eines Erwerbszwecks schliessen, be-
darf es zur Umstossung der daraus fliessenden Vermu-
tung, es handle sich um eine Erwerbsgesellschaft und 
die von den Gesellschaftern bezogenen Zahlungen 
bildeten Erwerbseinkommen (und nicht Vermögens-
ertrag), des Nachweises, dass der Eintrag im Handels-
register offensichtlich und seit längerer Zeit nicht 
mehr den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. 
(BGE121V8Off.). 

4. Staatsrecht 

Verbot der Übernahme eines Verwaltungsratsmandates 
durch einen Bezirksanwalt 

Es ist nicht verfassungswidrig, einem Bezirksanwalt 
für Wirtschaftsdelikte die Übernahme eines Verwal-
tungsratsmandates zu untersagen, um das Ansehen 
der Beamten und das öffentliche Vertrauen in ihre 
Unparteilichkeit sicherzustellen. (BGE 121 1 326). 

5. Steuerrecht 

Besteuerung des Verwaltungsratshonorars 
Entscheidend für die Frage, ob eine Tätigkeit als 

selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit zu 
qualifizieren ist, ist das Mass der persönlichen und 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit, das dem Erwerbs-
tätigen bei der Erfüllung seiner Aufgabe zusteht. 

Aus steuerrechtlicher Sicht ist das Verwaltungsrats-
honorar grundsätzlich als unselbständiger Erwerb zu 
qualifizieren. Dem Verwaltungsrat kommt weder in 
persönlicher Hinsicht (er ist meist Mitglied eines Kol-
lektivgremiums, welches gesetzlichen Vorschriften un-
terworfen und der Generalversammlung Rechen-
schaft schuldig ist) noch nach wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten (der Verwaltungsrat stellt nicht Rech-
nung für seine Bemühungen) die Freiheit eines Selb-
ständigerwerbenden zu. (BGE 121 1 259ff.). 

B. Literatur 

Während in den Jahren 1994 und 1995 eine Reihe 
von Gesamtdarstellungen zum Aktienrecht sowie zum 
Gesellschaftsrecht allgemein erschienen ist (vgl. SJZ  

91 [1995] 454), waren die letzten Monate durch die 
Publikation von Monographien - erneut mit einem 
Schwergewicht im Aktienrecht - geprägt. 

Stellvertretend für viele seien erwähnt: Zur Aktio-
närsstellung: Jürg H. Appenzeller: Stimmbindungsab-
sprachen in Kapitalgesellschaften (SSHW 173), Felix 
Horber: Die Informationsrechte des Aktionärs (Zü-
rich 1995), Mathias A. Leuenberger: Die Anonymität 
des Inhaberaktionärs (ASR 576), Ulysses von Salis: 
Die Gestaltung des Stimm- und des Vertretungsrechts 
im schweiz. Aktienrecht (SSHW 174), Beat Spörri: 
Die aktienrechtliche Rückerstattungspflicht (SSHW 
171); zu Kapitalschutz und Kapitalveränderung: 
Ernst Giger: Der Erwerb eigener Aktien (BBSW 9), 
Thomas F. Ladner: Das Vorwegzeichnungsrecht des 
Aktionärs... (SSHW 167), Michael W. Widmer: Das 
Vorwegzeichnungsrecht bei Options- und Wandel-
anleihen (SSB 35), Daniel Strazzer: Die Festüber-
nahme bei der Kapitalerhöhung der AG (SSB 36). 

Zur einfachen Gesellschaft vgl. Martin Furrer: Der 
gemeinsame Zweck als Grundbegriff und Abgren-
zungskriterium... (SSHW 164); zum Handelsrecht all-
gemein Clemens Meisterhans: Prüfungspflicht und 
Kognitionsbefugnis der Handelsregisterbehörde 
(SSHW 175). 

Eine Sammlung von Referaten anlässlich eines Kol-
loquiums für Alain Hirsch wurde von Grard Hertig 
unter dem Titel «Die Führung der Gesellschaften und 
die Einhaltung der Regeln» (Zürich 1996) herausge-
geben. 

C. Rechtsetzung 

a) Das am 1.7.1996 in Kraft getretene Kartellgesetz ist 
gesellschaftsrechtlich insofern relevant, als eine Kon-
trolle von volkswirtschaftlich bedeutsamen Unterneh-
menszusanzmenschlüssen eingeführt wurde. 
b) Das Börsengesetz, dessen Einführung nun ab 1. Ja-
nuar 1997 erwartet wird, enthält bedeutsame Modifi-
kationen und Ergänzungen des Aktienrechts für ko-
tierte Gesellschaften (vgl. dazu von Büren/Bähler: 
Eingriffe des neuen Börsengesetzes ins Aktienrecht, 
AJP5 [1996] 391 ff.). 
c) Zu erwähnen sind die folgenden gesetzgeberischen 
Projekte: 

aa) Ein BG über die Fusion, Spaltung und Umwand-
lung, das die durch die Praxis bereits angebahnte Fle-
xibilisierung von Umstrukturierungen privatrechtlich 
regeln und steuerrechtlich neutral ausgestalten soll, ist 
noch dieses Jahr für die Vernehmlassung vorgesehen. 

bb) Eine Expertenkommission will vor Jahresende 
den Vorschlag für eine Totalrevision des Rechts der 
GmbH dem Bundesamt für Justiz einreichen. 
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cc) Eine Arbeitsgruppe, die das Rechnungslegungs-
recht überarbeiten soll, hat einen Zwischenbericht 
über Grundsatzfragen zuhanden des EJPD abge-
schlossen. 

D. Hinweise zur Praxis 

1. Vormarsch der GmbH 

Der seit dem Inkrafttreten des revidierten Aktien-
rechts festzustellende markante Zuwachs bei den Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung (bei gleich-
zeitiger zahlenmässiger Stagnierung der Aktiengesell-
schaften) setzt sich weiter fort: Gab es Ende 1992 noch 
weniger als 3000 GmbH's, betrug ihre Zahl Ende 1994 
6600 und Ende 1995 10705. 

2. Diskussion über die Zielsetzungen der Aktiengesell- 
schaften und die Pflichten des Verwaltungsrates 

Vorwiegend in der Finanz- und Wirtschaftspresse, 
teils aber auch in wissenschaftlichen Publikationen 
wurde und wird die Diskussion über die Frage, ob sich 
die Organe einer Publikums-AG ausschliesslich auf 
die Schaffung von Shareholder value zu konzentrieren  

oder ob sie auch die Interessen weiterer Stakeholders 
zu berücksichtigen haben, intensiv geführt. Mehrheit-
lich wird eine Ausrichtung der Strategie auf die mittel-
und langfristige Steigerung des Shareholder value po-
stuliert, wobei meist betont wird, dass diese Ausrich-
tung allen Beteiligten und nicht zuletzt auch den Mit-
arbeitern nütze. 

Die Streitfrage spielt auch eine Rolle in der andau-
ernden Auseinandersetzung zwischen der BZ-Gruppe 
(Dr. Martin Ebner) und der Schweiz. Bankgesell-
schaft. 

3. Anpassung der Statuten an das revidierte 
Aktienrecht 

In Erinnerung gerufen sei schliesslich, dass Ende 
Juni 1997 die fünfjährige Frist für die Anpassung der 
Statuten an das revidierte Aktienrecht ausläuft. Zu 
den Anpassungserfordernissen vgl. SJZ 88 (1992) 
137 ff., 157 ff. und insb. 167 ff. Viersprachige Muster-
statuten nach neuem Recht finden sich in der Publika-
tion von Zindel/Honegger/Isler/Benz: Statuten nach 
neuem Aktienrecht. Die zweite, dem neuesten Er-
fahrungsstand angepasste und durch eine Diskette mit 
Statutentexten ergänzte Auflage wird vor Jahresende 
erscheinen. 

Entscheidungen / Jurisprudence 
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Zivilgesetzbuch 
Code civil 

1) Die Regelung in Art. 154 Abs. 2 ZGB, wonach 
geschiedene Ehegatten gegeneinander aus letztwilligen 
Verfügungen, die vor der Scheidung zustande gekom-
men sind, keine Ansprüche erheben können, ist dispo-
sitiver Natur. 

L'art. 154 al. 2 CC selon lequel les poux divorcs 
perdent les avantages rsultant de dispositions pour 
cause de mortfaites avant le divorce est de droit dispo-
sitif. 

Aus dem Wortlaut von Art. 154 Abs. 2 ZGB ergibt 
sich für die Frage, ob die Bestimmung dispositiver 
oder zwingender Natur ist, ebensowenig wie aus der 
Entstehungsgeschichte der Norm. Die Ordnung stellt  

auf einen hypothetischen Willen ab, wonach die zu-
gunsten des anderen Partners erfolgte Verfügung von 
Todes wegen nach der Scheidung keine Gültigkeit 
mehr haben soll. Dieser Wille wird in aller Regel 
vorhanden sein, kann aber im Einzelfall auch fehlen 
oder sogar gegenteiligen Inhalts sein. Wo dieser Wille 
aber nachweislich nicht vorhanden ist, darf er ange-
sichts der auch unter Ehegatten geltenden Vertrags-
freiheit (Art. 168 ZGB) nicht präsumiert werden. Die 
in der Regel richtige Vermutung des Gesetzgebers, es 
solle nach der Scheidung der andere Ehegatte nicht 
mehr begünstigt sein, darf daher eine gewollt anders-
lautende Anordnung nicht ausschliessen. Wo ein kla-
rer Wille erkennbar ist, dass eine vor der Scheidung 
zustande gekommene letztwilige Verfügung über die 
Beendigung der Ehe hinaus Gültigkeit haben soll, 
kommt die Regelung des Art. 154 Abs. 2 nicht zum 
Tragen. (5C.49/1996 vom 25. Juni 1996) 




